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empirischen Belege. Dennoch habe
sich schon Anfang 1991 das krimi-
nalpolitische Klima gewandelt, und
versuche insbesondere die CDU/
CSU eine Verschärfung des Ju-
gendstrafrechts durchzusetzen, die
dem im 1. JGG-ÄndG von 1990
ansatzweise verwirklichten Refor-
men zuwiderliefen. Zwar habe
sich die derzeitige Justizministerin
und die FDP erfolgreich diesen
Verschärfungsforderungen wider-
setzt, jedoch bleibe die zukünftige
Ausrichtung des Jugendstrafrechts
offen.

In drei Foren wurde anschlies-
send zu folgenden Themen disku-
tiert:

»Kriminalitätslagen und Le-
benslagen« (Referenten: Kriminal-
oberrat Hübner, Polizeiführungs-
akademie Hiltrup und Prof. 
v. Wolffersdorf-Ehlert, Universität
Dresden), »Jugendhilfe bis zum
Jahr 2000 – Was ist zu tun?« (Re-
ferent: PD Schrapper, Universität
Münster) und »Die Rolle der
Staatsanwälte und Richter im Pro-
zeß der Kriminalisierung« (Refe-
rentin: Prof. Frommel, Universität
Kiel). Auch die anhand offizieller
Daten der polizeilichen Kriminal-
statistik vorgelegte Analyse (Hüb-
ner) ergab, daß das durch die Me-
dien verbreitete Schreckensbild
der Kriminalität verzerrt ist. Eine
Dramatisierung der Entwicklung
sei nicht zulässig, zumal die
(schwere) Gewaltkriminalität nur
einen sehr geringen Anteil von ca.
1 % der Gesamtkriminalität aus-
mache. Die immer wieder in den
Massenmedien betonte höhere

Kriminalitätsbelastung von Aus-
ländern halte einer kritischen
Überprüfung nicht stand. Bei
Berücksichtigung der sozialen
Lage und Schicht verschwänden
die unterschiedlichen Belastungs-
ziffern für Deutsche und Auslän-
der. Hervorzuheben ist weiterhin
das Referat von Christian von
Wolffersdorf-Ehlert, der hinsicht-
lich der veränderten Lebenslagen
Jugendlicher darauf verwies, daß
Jugendliche und Heranwachsende
im besonderen Maße von Armut
und Arbeitslosigkeit betroffen sei-
en. Es habe seit Anfang der 80er
Jahre eine zunehmende Polarisie-
rung der Gesellschaft mit einem
erheblich gesteigerten Reichtum
auf der einen Seite und einem im-
mensen Zuwachs der Sozialhilfe-
empfänger auf der anderen Seite
stattgefunden. Die Folgen für die
Entwicklung Jugendlicher durch
langfristige Arbeitslosigkeit seien
katastrophal. In Sachsen seien bei-
spielsweise 42 % der Sozialhilfe-
empfänger Kinder und Jugendli-
che. Unter diesen Gesichtspunkten
sei die Dramatisierung der Ju-
gendkriminalität als ein Ablen-
kungsmanöver und als symboli-
sche Politik zu verstehen, die im
Sinne der Individualisierungsthese
von U. Beck Armut als Mittel der
Sozialdisziplinierung nur benutze.
Die abschließende Podiumsdis-
kussion unter dem Thema »Aufrü-
stung oder Abrüstung?« ergab ein
eindeutiges Plädoyer für die »Ab-
rüstung« des Jugendstrafrechts
und eine »Aufrüstung« der Ju-
gendhilfe. In Anbetracht der Zu-
sammensetzung des Podiums war
es nicht verwunderlich, daß für
eine stärkere Aufgabentrennung
von Jugendstrafrecht und Jugend-
hilferecht plädiert wurde (vgl.
hierzu Frommel und Maelicke in
NK Heft 3/1994, S. 26 ff.). Aller-
dings betonte Prof. Ostendorf, Ge-
neralstaatsanwalt in Schleswig-
Holstein, zu Recht, daß auch die
Jugendhilfe sich in weiten Berei-
chen der typischen Jugendkrimi-
nalität im Sinne einer Non-Inter-
vention zu bescheiden habe. Auch
scheint die Dichotomie des »gu-
ten« Jugendhilferechts und des le-
diglich »normverdeutlichenden«
Jugendstrafrechts in den Konse-
quenzen nicht ausreichend durch-
dacht, es sei denn man schafft das
Jugendstrafrecht schlichtweg ab
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Thematisch standen jugendkri-
minalpolitische Grundsatzfra-

gen im Vordergrund, was ange-
sichts der Ungewißheit zukünf-
tiger Regierungsmehrheiten im
Bund nahelag. »Aufrüstung oder
Abrüstung?«, so das Thema der
abschließenden Podiumsdiskus-
sion oder die Frage, ob »die Re-
form des JGG durch Jugendgewalt
und Alltagspolitik verhindert wird«
(so das Thema von Horst Vieh-
mann), kennzeichnen diese Situa-
tion. In einem einleitenden Referat
beantwortete Prof. Hans-Peter
Bull, Innenminister des Landes
Schleswig-Holstein, die Frage, ob
die innere Sicherheit durch Jugend-
kriminalität gefährdet sei, mit ei-
nem eindeutigen »Nein«. Auch die
(zu Recht beunruhigenden) Ag-
gressionsdelikte, insbesondere ge-
gen Ausländer, ließen nicht auf
eine generell steigende Gewaltbe-
reitschaft schließen. Es bestehe
kein Anlaß zur Dramatisierung.
Die von den Medien verbreiteten
Bilder würden zu falschen Bewer-
tungen führen. Die Bekämpfung
der Jugendkriminalität dürfe nicht
den Sicherheitsbehörden überlas-
sen bleiben, sondern müsse ge-
samtgesellschaftlich, vor allem
durch eine verbesserte Sozial-,
Schul- und Familienpolitik (Stich-
wort: Lebenslagenverbesserung)
angegangen werden. In diesem Zu-
sammenhang verwies er auf erste
Erfolge der in Schleswig-Holstein
eingerichteten Kriminalpräven-
tionsräte. Sein Fazit: Es gibt keine
Anhaltspunkte dafür, daß die inne-
re Sicherheit gefährdet ist, gefähr-

det seien dagegen die Entwick-
lungschancen junger Menschen.
Hier müsse angesetzt werden,
während eine Eskalation strafrecht-
licher Reaktionen abzulehnen sei.
Andererseits müsse schwere Kri-
minalität gesellschaftlich und ju-
gendstrafrechtlich mißbilligt wer-
den. Die Normverdeutlichung kön-
ne aber auch im Rahmen
alternativer Sanktionen gelingen.

Horst Viehmann, Ministerialrat
im Bundesjustizministerium, hob
die Erfolge der Jugendstrafrechts-
reform durch die Praxis im Laufe
der 80er Jahre hervor. Die mildere
Sanktionspraxis habe im Zeitraum
1983-90 nicht zu einer Erhöhung
der Jugendkriminalität geführt.
Für die Behauptung einer generell
zunehmenden Gewaltbereitschaft
(z.B. in der Schule) gebe es keine

Prävention statt
Repression
Am 7.9.1994 fand in Lübeck für die Bundesländer
Hamburg, Mecklenburg-Vorpommern und Schles-
wig-Holstein der 1. Jugendgerichtstag des Nordens
statt. Er fand mit ca. 220 Teilnehmern ein überra-
schend gutes Echo.

Frieder Dünkel
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und beläßt es bei einigen Milde-
rungsvorschriften innerhalb des
Erwachsenenstrafrechts (so expli-
zit Prof. Plewig, Lüneburg). Abge-
sehen von diesen Fragen war die
kriminalpolitische Tendenz der
Anwesenden insgesamt eindeutig:
Das Jugendstrafrecht muß be-
scheiden bleiben und kann die
vielfältigen sozialen Probleme,
mit denen die heutigen Jugendli-
chen konfrontiert sind, nicht lösen.
Prävention und Verbesserung der

Lebenslagen statt Repression so-
wie Fortführung der inneren Re-
form des Jugendstrafrechts finden
– so scheint es jedenfalls – unter
den Praktikern der Jugendkrimi-
nalrechtspflege breite Zustim-
mung.

Prof. Dr. Frieder Dünkel, Vorsit-
zender der Regionalgruppe Meck-
lenburg-Vorpommern in der DVJJ,
lehrt Kriminologie und Strafrecht

an der Universität Greifswald und

betäubungsmittelabhängige Gefan-
gene zur Vorbeugung von Infektio-
nen wie Hepatitis oder HIV.

Seit 1991 befaßt sich eine Fach-
gruppe des Bundesamtes für Ge-
sundheitswesen (BAG) mit der Pro-
blematik der HIV-Prävention im
Freiheitsentzug. In einem für das
BAG verfaßten Gutachten stellte
das Bundesamt für Justiz 1992 aus-
drücklich fest, daß rechtliche Be-
denken gegen die Vergabe von ste-
rilen Einwegspritzen im Vollzug
nicht bestehen. Schließlich erarbei-
tete das BAG 1993 ein Handbuch
zur HIV-Prävention im Vollzug. Es
dient als Planungsgrundlage für das
Projekt und der Festlegung norma-
tiver Kriterien. Nachdem schließ-
lich das Strafvollzugskonkordat der
Nordwest- und Innerschweiz sowie
die Konferenz der kantonalen Ju-
stiz- und Polizeidirektionen zuge-
stimmt hatten, waren die Vorausset-
zungen für die Realisation im Mai
1994 gegeben.

Das Pilotprojekt versteht sich als
umfassendes Programm zur Infekti-
ons- und Drogenprävention mit in-
tegrierter Spritzenabgabe. Mit dem
Projekt sollen die folgenden Ziele
angestrebt werden:
• Prüfung der Machbarkeit und der

Akzeptanz bei den beteiligten
Personen;

• Erfassung der Wirkungen des
Projektes, insbesondere hinsicht-
lich des Drogenkonsums, des Ri-
sikoverhaltens und der Gesund-
heit der Insassinnen;

• Ausarbeitung von Richtlinien für
den Freiheitsentzug im Kanton
Bern.
Im Mittelpunkt des öffentlichen

Interesses an der Durchführung des
Projekts steht sicherlich die Verga-
be steriler Einwegspritzen an Ge-
fangene. Auch wenn hiermit ein
neuer Weg der Infektionsprophyla-
xe im Strafvollzug beschritten wird,
so sehen die Verantwortlichen die
Spritzenvergabe nur als Teil eines
weitreichenden Vorbeugepro-
gramms. Dieses umfaßt Sprech-
stunden (für Gefangene wie für das
Personal), Gruppenveranstaltungen
für Gefangene, Demonstrationen
infektionsprophylaktischer Maß-
nahmen (z.T. mit Übungen), Rollen-
spiele, die Einrichtung eines »Sor-
gentelefons«, die Verbreitung von
Präventionshilfsmitteln, Schriften
und audiovisuellen Medien.
Schließlich sind verschiedene Fort-

bildungsmaßnahmen für Bedienste-
te und eine enge Kooperation mit
externen Trägern der Drogen- und
Aids-Hilfe vorgesehen.

Die Spritzenabgabe funktioniert
nach dem Prinzip »alt gegen neu«.
Seit Anfang Juni 1994 ist in allen 6
Abteilungen der Anstalten in Hin-
delbank jeweils ein anonym zu-
gänglicher Spritzenautomat ange-
bracht, und zwar so, daß Frauen,
die sich vom Drogengebrauch di-
stanzieren wollen, nicht ständig mit
dem Automaten konfrontiert wer-
den. Gleichzeitig werden Hilfsmit-
tel angeboten, die die Einhaltung
von »safer use« – und »safer sex« –
Regeln ermöglichen. Beim Haftan-
tritt erhalten die Insassinnen eine
für Injektionen unbrauchbare Sprit-
zenattrappe (eine Originalspritze
ohne Nadel), die sie im Spritze-
numtauschautomaten gegen ein
funktionsfähiges Injektionsbesteck
umtauschen können. In den ersten
fünf Wochen seit Beginn des Pro-
jekts haben die Frauen ca. 700
Spritzen getauscht; besondere Vor-
kommnisse sind bislang nicht ver-
zeichnet worden. Die Kontrolle und
Wartung der Automaten wird nicht
von Vollzugsbediensteten, sondern
von Mitarbeitern der Projektgruppe
durchgeführt.

Das Disziplinarwesen der Anstalt
ist durch das Projekt in nur einem
Punkt geändert worden: Der Besitz
einer Spritze ist nicht mehr verbo-
ten. Werden bei Zellenkontrollen
mehrere Spritzbestecke gefunden,
verbleibt nur eine der Insassin;
Sanktionen werden nicht ausge-
sprochen. Der Handel mit illegalen
Drogen bleibt selbstverständlich
verboten. Auch der Drogenkonsum
wird sanktioniert. Verstöße, die
durch Urinkontrollen festgestellt
werden, haben disziplinarische
Maßnahmen zur Folge. Beispiels-
weise kann der nächste Urlaub ver-
schoben werden. Gleiches gilt,
wenn Beigebrauch von subsituier-
ten Frauen festgestellt wird. Fallen
mehrere Urinkontrollen positiv aus,
wird ein spezielles Untersuchungs-
programm angeordnet. Wenn so-
dann die nächsten drei bis vier Ur-
inkontrollen negativ ausfallen, wird
wieder Urlaub gewährt. Die Anord-
nung von Urinkontrollen liegt in
der Entscheidung der einzelnen Ab-
teilungsleiterinnen.

Das Pilotprojekt »HIV-Präventi-
on in der Frauenvollzugsanstalt

Drogenfreie Zone?
Gefängnisse sind keine drogenfreie Zonen. In der
Schweizer Frauenhaftanstalt Hindelbank bei Bern
werden sterile Einwegspritzen an Gefangene ab-
gegeben. Drogen nein – Spritzen ja. Ein Wider-
spruch? Die Diskussion ist kontrovers.

Henning Maul-Backer, Martin Taschies 
und Heino Stöver

STRAFVOLLZUG

Mit der Verbreitung von
HIV/AIDS seit Mitte der

80er Jahre ergibt sich im Strafvoll-
zug die Notwendigkeit, eine effek-
tive, unter geschlossenen Bedin-
gungen umsetzbare Infektionspro-
phylaxe zu entwickeln.

Vollzugsanstalten sind keine se-
xual- und drogenfreien Orte. Ein
großer Teil der Gefangenen hat Er-
fahrungen mit dem intravenösen
Konsum illegaler Drogen und setzt
diesen – unter riskanteren Bedin-
gungen – in der Haft fort: Spritzen
sind im Strafvollzug verboten; sie
werden zur Schmuggel- und damit
zur Mangelware. Die Gefahr des
Spritzenaustauschs unter Vernach-
lässigung hygienischer Vorsichts-
maßregeln wächst.

Vor diesem Hintergrund hat eine
Gruppe von Vertretern verschiede-
ner Landesjustiz- und Gesundheits-
behörden aus Schleswig-Holstein,
Berlin, Hamburg, Hessen und Bre-
men in Juli 1994 eine Studienreise

in die Schweiz unternommen, um
vor Ort das Pilotprojekt »HIV-
Prävention in den Anstalten in Hin-
delbank/Bern«, bei dem u.a. sterile
Einwegspritzen via Umtauschauto-
mat an weibliche Gefangene abge-
geben werden, kennenzulernen.

Hindelbank/Bern ist die einzige
Frauenhaftanstalt in der deutsch-
sprachigen Schweiz. Sie verfügt
über 110 Plätze in 6 Abteilungen
und mehrere Werkbetriebe. Eine
Abteilung (10 Plätze) ist für
»schwer süchtige« Frauen vorgese-
hen. Die Anstalt ist durchschnittlich
mit 96 Gefangenen belegt, die über-
wiegend wegen Betäubungsmittel-
delikten verurteilt sind.

Ausgangspunkt für die Anstren-
gungen, die Infektionsprophylaxe
zu verstärken, war die Erkenntnis
des Anstaltsarztes, daß sich mehre-
re Frauen innerhalb oder außerhalb
der Anstalt mit HIV infiziert hatten.
Schon 1991 beantragte er die Ver-
gabe steriler Einwegspritzen an
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